
 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 
 

(&) 
documenta-Stadt 

 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Schmidt 
Tel. 05 61/7 87.12 24 
Fax 05 61/7 87.21 82 
E-Mail: Nicole.Schmidt@stadt-kassel.de 
 
Kassel, 11. Mai 2011 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 2. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen lade ich 
ein für 
 

Mittwoch, 18. Mai 2011, 17:00 Uhr, 
Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 
 
Tagesordnung: 
 

IdE Institut dezentrale Energietechnologien gGmbH 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

1. 

- 101.17.14 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste XIV/2010 - 
Vorlage des Magistrats  

2. 

- 101.17.15 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g 
Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste B/2010 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

3. 

- 101.17.16 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste I/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

4. 

- 101.17.17 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste II/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

5. 

- 101.17.18 -    
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Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste III/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

6. 

- 101.17.19 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste IV/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

7. 

- 101.17.20 -    
 

Bewilligung von Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 HGO 
(vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2011; - Liste 3/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

8. 

- 101.17.23 -    
 

Haushaltsreste im Ausschuss zur Abstimmung vorlegen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Kai Boeddinghaus 

9. 

- 101.17.31 -    
 

Open Office in der Verwaltung 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Gernot Rönz 

10. 

- 101.17.32 -    
 

Zuständigkeit Friedhofskapellen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Maik F. Behschad 

11. 

- 101.17.33 -    
 

Nebenbeschäftigungen der Magistratsmitglieder 
Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Maik F. Behschad 

12. 

- 101.17.34 -    
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Petra Friedrich 
Vorsitzende 
 
 



 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

(&) 
documenta-Stadt 
 
Kassel, 23. Mai 2011 

 
 

Niederschrift 
 

über die 2. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 18. Mai 2011, 17:00 Uhr, 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. IdE Institut dezentrale Energietechnologien gGmbH 101.17.14 
 
 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2010; 
- Kenntnisnahme Liste XIV/2010 - 

101.17.15 

 
 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste B/2010 - 

101.17.16 
 
 

4. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste I/2011 - 

101.17.17 

 
 

5. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste II/2011 - 

101.17.18 

 
 

6. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste III/2011 - 

101.17.19 

 
 

7. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste IV/2011 - 

101.17.20 

 
 

8. Bewilligung von Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 114 f 
Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2011; 
- Liste 3/2011 - 

101.17.23 

 
 

9. Haushaltsreste im Ausschuss zur Abstimmung vorlegen 101.17.31 
 
 

10. Open Office in der Verwaltung 101.17.32 
 
 

11. Zuständigkeit Friedhofskapellen 101.17.33 
 
 

12. Nebenbeschäftigungen der Magistratsmitglieder 101.17.34 
 

 
 
 
Vorsitzende  Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 11.05.2011 ordnungsgemäß einberufene 
2. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die 
Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
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Zur Tagesordnung 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Kaiser wird der Tagesordnungspunkt 
12. Nebenbeschäftigung der Magistratsmitglieder 
 Anfrage der CDU-Fraktion 
 - 101.17.34 - 
von der Tagesordnung abgesetzt, da die Erstellung der Antworten auf die Fragen noch etwas Zeit 
benötigt. 
 
 

1. IdE Institut dezentrale Energietechnologien gGmbH 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.14 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Beteiligung weiterer Gesellschafter an der IdE Institut dezentrale 
Energietechnologien gGmbH (IdE gGmbH) wird zugestimmt.   
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 
Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form rechtsverbindlich abzugeben. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. IdE Institut dezentrale Energietechnologien 
gGmbH, 101.17.14, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Geselle 
 
 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste XIV/2010 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.15 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste XIV/2010 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 20.000,00 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2010; 
-Kenntnisnahme Liste XIV/2010 -, 101.17.15, wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g  
Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste B/2010 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.16 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von den in der beigefügten Liste gemäß § 114 g Abs. 1 HGO bewilligten über- bzw. 
außerplanmäßigen Aufwendungen  
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von  1.011.580,00 € 
 im Finanzhaushalt in Höhe von     166.118,72 € 
 sowie einer Änderung der Deckung in Höhe von       25.000,00 € 
Kenntnis zu nehmen. 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 g Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; 
- Kenntnisnahme Liste B/2010 -, 101.17.16, wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

4. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f  
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste I/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.17 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 
von der in der beigefügten Liste I/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendungen/Auszahlungen (wirken sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 9.500,00 € 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 46.200,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011;  
- Kenntnisnahme Liste I/2011 -, 101.17.17, wird zur Kenntnis genommen. 
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5. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 
Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste II/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.18 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste II/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 132.668,76 € 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste II/2011 -, 101.17.18, wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

6. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 
Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste III/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.19 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste III/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 5.000,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; 
- Kenntnisnahme Liste III/2011 -, 101.17.19, wird zur Kenntnis genommen. 
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7. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 
Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste IV/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.20 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste IV/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 52.000,00 € 
Kenntnis zu nehmen. 
 
 

Die Vorlage des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme 
Liste IV/2011 -, 101.17.20, wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

8. Bewilligung von Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 HGO 
(vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2011; - Liste 3/2011 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.23 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung bewilligt gemäß § 114 f Abs. 1 HGO die in der 
beigefügten Liste 3/2011 enthaltene Mehraufwendung/-auszahlung (wirkt sich nach 
Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2011 wie über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen/Auszahlungen aus) im Ergebnishaushalt in Höhe von 24.372,00 € 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bewilligung von Mehraufwendungen/-
auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das 
Jahr 2011; - Liste 3/2011 -, 101.17.23, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Rönz 
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9. Haushaltsreste im Ausschuss zur Abstimmung vorlegen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.31 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Bildung und Übertragung von Haushaltsresten wird auch zukünftig der 
Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. Der 
Magistrat wird aufgefordert, der Stadtverordnetenversammlung entsprechende 
Beschlussvorlagen zuzuleiten. Das schließt die Bildung und Übertragung von 
Haushaltsresten aus dem Jahr 2010 mit ein. 

 
Stadtverordneter Boeddinghaus, Kasseler Linke, begründet den Antrag. Stadtkämmerer Dr. 
Barthel beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. Im Rahmen der Diskussion beantragt 
Stadtverordneter Döhne, Fraktion B90/Grüne, den Antrag wegen Beratungsbedarf zu vertagen und 
in der nächsten Sitzung erneut zu behandeln. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 
 
 

10. Open Office in der Verwaltung 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.17.32 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Lizenzen proprietär angebotener Betriebssystem und Anwendungen 
existieren derzeit in der Stadtverwaltung (bitte bezogen auf Arbeitsplätze, 
Infrastrukturdienste, Verzeichnisdienste und sonstige Dienste, Datenbanken und 
Server)? 

2. Wie lang sind die Laufzeiten der existierenden Lizenzen für die eingesetzten 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

3. Welche vertraglichen Vereinbarungen (Laufzeit, Verlängerungsklauseln, Art des 
Supports) gelten für den Support der Softwarehersteller für die jeweils eingesetzten 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

4. Welche Kosten entstehen der Stadt jährlich für die bestehenden Softwarelizenzen für 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

5. Welche Kosten entstehen der Stadt jährlich für die Support der Betriebssysteme und 
Anwendungen bestehender Softwarelizenzen gemäß Frage 1? 

6. In welchem Turnus werden die Lizenzen gemäß Frage 1 erneuert? 
7. Wie beurteilt der Magistrat die Tatsache, dass der überwiegende Einsatz der Software 

eines Herstellers das Sicherheitsrisiko stark erhöht?  
8. In welchem Umfang werden Free/Libre und Open Source Software (FOSS)-

Betriebssysteme und Anwendungen in der städtischen Verwaltung eingesetzt? 
9. Gibt es Überlegungen hinsichtlich Einsatzmöglichkeiten und Kompatibilität von FOSS-

Alternativprogrammen für existierende, proprietäre, lizenzgebundene 
Softwareapplikationen in der städtischen Verwaltung? 

 
Stadtverordneter Rönz, B90/Grüne, begründet die Anfrage für seine Fraktion. 
Die Beantwortung erfolgt durch schriftliche Antwort zu Protokoll. 
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Vorsitzende Friedrich greift den Vorschlag von Bürgermeister Kaiser gern auf, bei einem 
gemeinsamen Besichtigungstermin sich die Informations- und Kommunikationstechnik im Haus 
erklären zu lassen. 
 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage durch schriftliche Beantwortung für 
erledigt. 
 
 
 

11. Zuständigkeit Friedhofskapellen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.33 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wer ist zuständig für die Erhaltung, Sanierung oder Erweiterung der Kasseler 
Friedhofskapellen? 

 
2. In welchen Rechtsvorschriften ist die Zuständigkeit für die Kasseler Friedhofskapellen 

geregelt? 
 

3. Liegen zurzeit Planungen für Erhaltungs-, Sanierungs- oder Erweiterungsmaßnahmen 
an Kasseler Friedhofskapellen vor? 
 

4. Wenn ja, welche Mittel in jeweils welcher Höhe sind dafür notwendig? 
 
Stadtrat Dr. Lohse beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden Nachfragen der 
Ausschussmitglieder. 
Auf Nachfrage von Stadtverordneten Lewandowski, CDU-Fraktion, sagt Stadtrat Dr. Lohse zu, 
nach der Sommerpause 2011 eine Liste vorzulegen, in der der Sanierungsbedarf, die Kosten lund 
die Kostenbeteiligung der Stadt Kassel für die einzelnen Kapellen dargestellt wird. 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 
Dr. Lohse für erledigt. 
 
 
 

12. Nebenbeschäftigungen der Magistratsmitglieder 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.34 - 

 
Abgesetzt 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:05 Uhr 
 
 
 
 
Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Vorsitzende Schriftführerin
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Magistrat 
-II-/-20- 
 
 

(&)
documenta-Stadt 
 

Vorlage Nr. 101.17.14  Kassel, 3. Mai 2011 
 
 
 
IdE Institut dezentrale Energietechnologien gGmbH 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Beteiligung weiterer Gesellschafter an der IdE Institut dezentrale 
Energietechnologien gGmbH (IdE gGmbH) wird zugestimmt.   
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 
Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form rechtsverbindlich abzugeben. 

 
 
Begründung: 
 
Die IdE gGmbH wurde am 14. April 2011 im Handelsregister eingetragen. Gesellschafter sind die 
Universität Kassel (50 %), die E.ON Mitte AG, die SMA Solar Technology AG, die Städtische 
Werke AG sowie die Viessmann Werke GmbH & Co. KG (jeweils 10 %) sowie deENet e.V. und die 
Stadt Kassel (jeweils 5 %).  
 
Bereits mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 7. Februar 2011 wurde der 
Erweiterung der IdE gGmbH um die Wintershall GmbH sowie grundsätzlich um interessierte 
kommunale Träger zugestimmt.  
 
Um die Förderfähigkeit der Gesellschaft nicht zu gefährden, ist es im Hinblick auf die Beteiligung 
weiterer Gesellschafter zwingend notwendig, dass die Universität Kassel mindestens  
50 % der Gesellschaftsanteile hält.  
 
Soweit sich weitere kommunale Träger beteiligen möchten, werden die derzeit von der Stadt 
Kassel gehaltenen 5 % der Anteile aufgeteilt. Aktuell hat die Gemeinde Niestetal einen 
entsprechenden Beschluss gefasst. Die Stadt Kassel wird daher 2,5 % ihrer Anteile an die 
Gemeinde Niestetal abgeben.  
 
Soweit sich weitere industrielle Gesellschafter beteiligen möchten, werden die derzeit von der 
E.ON Mitte AG, der SMA Solar Technology AG, der Städtische Werke AG sowie der Viessmann 
Werke GmbH & Co. KG gehaltenen 40 % der Anteile aufgeteilt. Durch die Beteiligung von Wingas 
erhält jeder industrielle Gesellschafter anstatt 10 % jetzt 8 % der Anteile.  
 
Nunmehr hat auch die Volkswagen AG einen zustimmenden Beschluss zur Beteiligung an der IdE 
gGmbH gefasst. Die Gesellschafter stehen dieser Beteiligung ebenfalls sehr positiv gegenüber und 
ihre Anteile würden nach erfolgter Aufnahme der Volkswagen AG jeweils 6,66 % betragen.  
 
Soweit sich kleine mittelständige Unternehmen (KMU) beteiligen möchten, ist angedacht, dass 
deENet e. V. Anteile über eine sog. „Poollösung“ zur Verfügung stellt und sich damit die 5 % der 
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Anteile von deENet entsprechend reduziert. In einem „Pool“ würden mehrere KMU gemeinsam 
einen gewissen Prozentanteil erhalten.  
 
Da das Interesse der Industrieunternehmen an der IdE gGmbH erfreulich hoch ist, wird seitens der 
Gesellschafter davon ausgegangen, dass sich weitere Unternehmen beteiligen möchten. Dies 
bedarf jedes Mal einer Satzungsänderung und damit einer entsprechenden Beschlussfassung der 
städtischen Organe. Um flexibel handeln zu können, wird gebeten, - analog der Beschlussfassung 
zur Beteiligung kommunaler Gesellschafter vom 7. Februar 2011 - der Erweiterung der 
Gesellschaft grundsätzlich zuzustimmen.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird unverzüglich über die aktuelle Entwicklung der 
Gesellschaft auf einem geeigneten Weg unterrichtet.  
 
Der Magistrat hat diese Vorlage in seiner Sitzung am 9. Mai 2011 beschlossen.  
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



 

Magistrat 
-II-/-20- 
 
 

(&)
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Vorlage Nr. 101.17.15  Kassel, 2. Mai 2011 
 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 
1 HGO für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste XIV/2010 - 
 
 
Berichterstatter/-in:   
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste XIV/2010 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 20.000,00 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
Die Zuständigkeit des Magistrates für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen 
und Auszahlungen ergibt sich aus den am 15.05.2006 von der Stadtverordnetenversammlung 
beschlossenen „Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben“. Danach 
obliegt die Zuständigkeit dem Magistrat bei Bewilligungen über 25.000 € bis einschl. 50.000 € je 
Einzelfall. Der Stadtverordnetenversammlung ist hiervon Kenntnis zu geben. Die beantragte 
Mehraufwendung/-auszahlung und der Deckungsvorschlag ist auf der Rückseite des Einzelantrags 
begründet. 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 24.01.2011 beschlossen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 







 

Magistrat 
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Vorlage Nr. 101.17.16  Kassel, 2. Mai 2011 
 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g Abs. 1 HGO 
für das Jahr 2010; - Kenntnisnahme Liste B/2010 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von den in der beigefügten Liste gemäß § 114 g Abs. 1 HGO bewilligten über- bzw. 
außerplanmäßigen Aufwendungen  
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von  1.011.580,00 € 
 im Finanzhaushalt in Höhe von     166.118,72 € 
 sowie einer Änderung der Deckung in Höhe von       25.000,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
Gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung am 15.05.2006 beschlossenen „Richtlinien 
über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen“ können 
überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt bis zu einem 
Höchstbetrag von 15.000 € je Einzelantrag von der zuständigen Dezernentin bzw. dem 
zuständigen Dezernenten bewilligt werden. Dem Stadtkämmerer wurde für den Gesamthaushalt 
ein Bewilligungsrecht bis zu einem Höchstbetrag von 25.000 € bzw. in unbegrenzter Höhe für 
Ausgaben aufgrund zweckgebundener Einnahmen, Innere Verrechnungen und kalkulatorische 
Kosten sowie Mehrausgaben, die sich zwangsläufig aus Abschlussbuchungen ergeben, 
eingeräumt. Dem Magistrat und der Stadtverordnetenversammlung ist davon Kenntnis zu geben.  
Die Mehraufwendungen bzw. -auszahlungen und die jeweiligen Deckungsvorschläge sind auf der 
Rückseite der Einzelanträge begründet. 
Die beigefügten Einzelbewilligungen haben keine Auswirkung auf den Fehlbedarf des 
Ergebnishaushaltes bzw. den Kreditbedarf des Finanzhaushaltes. 
 
Der Magistrat hat von der Liste in seiner Sitzung am 21.02.11 Kenntnis genommen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.17  Kassel, 2. Mai 2011 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 
HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste I/2011 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 
von der in der beigefügten Liste I/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendungen/Auszahlungen (wirken sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 9.500,00 € 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 46.200,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 
 
Begründung: 
 
In der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung sind die Vorschriften des § 114 g HGO hinsichtlich der 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen nicht anwendbar, weil 
die Haushaltssatzung noch nicht in Kraft ist. Zum Inkrafttreten der von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Haushaltssatzung für das Jahr 2011 bedarf es noch 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die genehmigungspflichtigen Teile dieser Satzung und 
danach der Bekanntmachung. 
Gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO darf die Gemeinde jedoch während der vorläufigen 
Haushaltsführung die Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die für 
die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
Da die Berechtigung zur Leistung von Ausgaben gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO weitgehend 
mit den Anforderungen an über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g HGO identisch ist, werden bei der Prüfung der im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen die gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gefordert. 
Während der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung können Mehraufwendungen/-auszahlungen 
gemäß der Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben ausschließlich 
von Magistrat (bis 50.000 €; in Fällen, die keinen Aufschub dulden bis 100.000 €) oder 
Stadtverordnetenversammlung bewilligt werden. 
Die beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen haben keine Auswirkungen auf den 
Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes bzw. den Kreditbedarf des Finanzhaushaltes. Die 
Mehraufwendungen/-auszahlungen sowie die Deckungsvorschläge sind auf der Rückseite der 
Einzelanträge begründet. 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 21.03.2011 beschlossen. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.18  Kassel, 2. Mai 2011 
 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 
HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste II/2011 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste II/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 132.668,76 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
In der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung sind die Vorschriften des § 114 g HGO hinsichtlich der 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen nicht anwendbar, weil 
die Haushaltssatzung noch nicht in Kraft ist. Zum Inkrafttreten der von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Haushaltssatzung für das Jahr 2011 bedarf es noch 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die genehmigungspflichtigen Teile dieser Satzung und 
danach der Bekanntmachung. 
Gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO darf die Gemeinde jedoch während der vorläufigen 
Haushaltsführung die Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die für 
die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
Da die Berechtigung zur Leistung von Ausgaben gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO weitgehend 
mit den Anforderungen an über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g HGO identisch ist, werden bei der Prüfung der im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen die gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gefordert. 
Während der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung können Mehraufwendungen/-auszahlungen 
gemäß der Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben ausschließlich 
von Magistrat (bis 50.000 €; in Fällen, die keinen Aufschub dulden bis 100.000 €) oder 
Stadtverordnetenversammlung bewilligt werden. Wegen der anstehenden Kommunalwahl fanden 
im März und April keine Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung statt. Da die 
Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung nicht sichergestellt werden konnte, wurde 
aufgrund der Dringlichkeit der Maßnahme die Zuständigkeit für die Bewilligung der unabweisbaren 
überplanmäßigen Aufwendung dem Magistrat gemäß Ziffer 2.1.6 der Richtlinien für die Bewilligung 
über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen übertragen. 
Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkungen auf den Fehlbedarf des 
Ergebnishaushaltes. Die Mehraufwendung/-auszahlung sowie der Deckungsvorschlag ist auf der 
Rückseite des Einzelantrages begründet. 
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Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 21.03.2011 beschlossen. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.19  Kassel, 2. Mai 2011 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 
HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste III/2011 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste III/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 5.000,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 

 
Begründung: 
 
In der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung sind die Vorschriften des § 114 g HGO hinsichtlich der 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen nicht anwendbar, weil 
die Haushaltssatzung noch nicht in Kraft ist. Zum Inkrafttreten der von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Haushaltssatzung für das Jahr 2011 bedarf es noch 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die genehmigungspflichtigen Teile dieser Satzung und 
danach der Bekanntmachung. 
Gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO darf die Gemeinde jedoch während der vorläufigen 
Haushaltsführung die Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die für 
die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
Da die Berechtigung zur Leistung von Ausgaben gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO weitgehend 
mit den Anforderungen an über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g HGO identisch ist, werden bei der Prüfung der im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen die gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gefordert. 
Während der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung können Mehraufwendungen/-auszahlungen 
gemäß der Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben ausschließlich 
von Magistrat (bis 50.000 €; in Fällen, die keinen Aufschub dulden bis 100.000 €) oder 
Stadtverordnetenversammlung bewilligt werden. 
Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkungen auf den Fehlbedarf des 
Ergebnishaushaltes. Die Mehraufwendung/-auszahlung sowie der Deckungsvorschlag ist auf der 
Rückseite des Einzelantrages begründet. 
 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 04.04.2011 beschlossen. 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.20  Kassel, 2. Mai 2011 
 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 
HGO für das Jahr 2011; - Kenntnisnahme Liste IV/2011 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, 
 

von der in der beigefügten Liste IV/2011 gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung (wirkt sich nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung wie eine über- 
und außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung aus) 
 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 52.000,00 € 
 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
In der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung sind die Vorschriften des § 114 g HGO hinsichtlich der 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen nicht anwendbar, weil 
die Haushaltssatzung noch nicht in Kraft ist. Zum Inkrafttreten der von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Haushaltssatzung für das Jahr 2011 bedarf es noch 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die genehmigungspflichtigen Teile dieser Satzung und 
danach der Bekanntmachung. 
Gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO darf die Gemeinde jedoch während der vorläufigen 
Haushaltsführung die Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die für 
die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
Da die Berechtigung zur Leistung von Ausgaben gemäß § 114 f Abs. 1 Ziffer 1 HGO weitgehend 
mit den Anforderungen an über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g HGO identisch ist, werden bei der Prüfung der im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen die gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gefordert. 
Während der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung können Mehraufwendungen/-auszahlungen 
gemäß der Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben ausschließlich 
von Magistrat (bis 50.000 €; in Fällen, die keinen Aufschub dulden bis 100.000 €) oder 
Stadtverordnetenversammlung bewilligt werden. Wegen der anstehenden Kommunalwahl fanden 
im März und April keine Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung statt. Da die 
Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung nicht sichergestellt werden konnte, wurde 
aufgrund der Dringlichkeit der Maßnahme die Zuständigkeit für die Bewilligung der unabweisbaren 
überplanmäßigen Aufwendung dem Magistrat gemäß Ziffer 2.1.6 der Richtlinien für die Bewilligung 
über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen übertragen. 
Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkungen auf den Kreditbedarf des 
Finanzhaushaltes. Die Mehraufwendung/-auszahlung sowie der Deckungsvorschlag ist auf der 
Rückseite des Einzelantrages begründet. 
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Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 04.04.2011 beschlossen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.23  Kassel, 4. Mai 2011 
 
 
Bewilligung von Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 114 f Abs. 1 HGO (vorläufige 
Haushaltsführung) für das Jahr 2011; - Liste 3/2011 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung bewilligt gemäß § 114 f Abs. 1 HGO die in der 
beigefügten Liste 3/2011 enthaltene Mehraufwendung/-auszahlung (wirkt sich nach 
Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2011 wie über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen/Auszahlungen aus) 
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 24.372,00 € 

 
Begründung: 
 
In der Zeit der vorläufigen Haushaltsführung sind die Vorschriften des § 114 g HGO hinsichtlich der 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen nicht anwendbar, weil 
die Haushaltssatzung noch nicht in Kraft ist. Zum Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2011 bedarf 
es noch der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die genehmigungspflichtigen Teile dieser 
Satzung und danach der Bekanntmachung. 
 
Gemäß § 114 f Abs. 1 HGO darf die Gemeinde jedoch während der vorläufigen Haushaltsführung 
die Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die für die Weiterführung 
notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
Da die Berechtigung zur Leistung von Ausgaben gemäß § 114 f Abs. 1 HGO weitgehend mit den 
Anforderungen an über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g 
HGO identisch ist, werden bei der Prüfung der im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung 
beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen die gleichen Voraussetzungen wie bei der 
Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen gefordert. 
 
Während der vorläufigen Haushaltsführung können Mehrausgaben gemäß der Richtlinien über die 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben ausschließlich von Magistrat (bis 50.000 €; in 
Fällen, die keinen Aufschub dulden bis 100.000 €) oder Stadtverordnetenversammlung bewilligt 
werden. Die Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung ist unabhängig von Wertgrenzen 
auch dann gegeben, wenn ein Zuschuss an Dritte gezahlt werden soll. 
 
Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung und die Deckungsvorschläge sind auf der Rückseite des 
Einzelantrages begründet. 
Die beantragten Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkungen auf den Fehlbedarf des 
Ergebnishaushaltes. 
Der Magistrat wird die Vorlage in seiner Sitzung am 09.05.2011 beraten. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail 
fraktion@Kasseler-Linke.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.31  Kassel, 26. April 2011 
 
 
 
Haushaltsreste im Ausschuss zur Abstimmung vorlegen 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Bildung und Übertragung von Haushaltsresten wird auch zukünftig der 
Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. Der 
Magistrat wird aufgefordert, der Stadtverordnetenversammlung entsprechende 
Beschlussvorlagen zuzuleiten. Das schließt die Bildung und Übertragung von 
Haushaltsresten aus dem Jahr 2010 mit ein. 

 
 
Begründung: 
 
Für das Haushaltsjahr 2010 hat der Kämmerer Dr. Jürgen Barthel die Listen zur Bildung und 
Übertragung von Haushaltsresten vom Jahr 2010 auf das Jahr 2011 der Stadtverordnetenver-
sammlung nur noch zur Kenntnis vorgelegt (Anhang 1 Schreiben vom 24.1.2011). Die 
Stadtverordnetenversammlung hat dem Kämmerer dieses Recht nicht übertragen und ob eine 
pauschale Übertragung von originären Haushaltsrechten an die Kämmerei in dem Umfang 
überhaupt zulässig ist, wurde bisher nicht geklärt. 
Die rechtlich kaum nachvollziehbaren Ableitung, die Haushaltsübertragungslisten nicht mehr der 
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen und sie anstatt selbst zu genehmigen, basisiert auf 
einer Leitlinie zur Konsolidierung der kommunalen Haushalte und Handhabung der kommunalen 
Finanzaufsicht über die Landkreise, kreisfreien Städte und Gemeinden, StAnz. 2010, Nr. 21, Seite 
1470. Die ausschließliche Zuständigkeiten der Stadtverordnetenversammlung (HGO § 51) steht 
rechtliche über einer Leitlinie. Die Leitlinie richtet sich an die Aufsichtsbehörden und nicht an die 
Kreisfreien Städte. Ein weniger an Information und Kontrollfunktion war nach Aussagen aus dem 
Hessischen Finanzministerium nicht die Intention beim Streichen des Zwangs die Haushaltsreste 
durch das Gremium beschließen lassen zu müssen. 
 
In den Haushaltsübertragungslisten (Anlage 2 und 3), die bisher nur den Fraktionen und 
Fraktionslosen vorliegen, sind die Regeln der GemHVO-Doppik §21(2) nicht immer beachtet. 
So findet sich beispielsweise die Multifunktionshalle mit immerhin 11,2 Mio (Anlage 2 Seite 5) in 
den zu übertragenen Investitionsmitteln. Da die Mittel bereits 2006 und 2007 in den Haushalt 
aufgenommen, der ursprünglich vorgesehene Standort und das Konzept verworfen wurde und 
noch keinerlei Beginn der Maßnahme zu erkennen ist, steht der rechtlichen Rahmen der 
GemHVO-Doppik §21(2) einer weiteren Übertragung entgegen. Die erneute Übertragung und 
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Selbst„Genehmigung“ verstößt weiterhin gegen Zusagen aus der Ausschusssitzung zur letzten 
Haushaltsübertragungslisten 2009. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Kai Boeddinghaus 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.17.32  Kassel, 5. Mai 2011 
 
 
 
Open Office in der Verwaltung 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Lizenzen proprietär angebotener Betriebssystem und Anwendungen 
existieren derzeit in der Stadtverwaltung (bitte bezogen auf Arbeitsplätze, 
Infrastrukturdienste, Verzeichnisdienste und sonstige Dienste, Datenbanken und 
Server)? 

2. Wie lang sind die Laufzeiten der existierenden Lizenzen für die eingesetzten 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

3. Welche vertraglichen Vereinbarungen (Laufzeit, Verlängerungsklauseln, Art des 
Supports) gelten für den Support der Softwarehersteller für die jeweils eingesetzten 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

4. Welche Kosten entstehen der Stadt jährlich für die bestehenden Softwarelizenzen für 
Betriebssysteme und Anwendungen gemäß Frage 1? 

5. Welche Kosten entstehen der Stadt jährlich für die Support der Betriebssysteme und 
Anwendungen bestehender Softwarelizenzen gemäß Frage 1? 

6. In welchem Turnus werden die Lizenzen gemäß Frage 1 erneuert? 
7. Wie beurteilt der Magistrat die Tatsache, dass der überwiegende Einsatz der Software 

eines Herstellers das Sicherheitsrisiko stark erhöht?  
8. In welchem Umfang werden Free/Libre und Open Source Software (FOSS)-

Betriebssysteme und Anwendungen in der städtischen Verwaltung eingesetzt? 
9. Gibt es Überlegungen hinsichtlich Einsatzmöglichkeiten und Kompatibilität von FOSS-

Alternativprogrammen für existierende, proprietäre, lizenzgebundene 
Softwareapplikationen in der städtischen Verwaltung? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Gernot Rönz 
 
 
 
gez. Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 

Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung 

 
(&)
documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.33  Kassel, 6. Mai 2011 
 
 
 
Zuständigkeit Friedhofskapellen 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wer ist zuständig für die Erhaltung, Sanierung oder Erweiterung der Kasseler 
Friedhofskapellen? 

 
2. In welchen Rechtsvorschriften ist die Zuständigkeit für die Kasseler Friedhofskapellen 

geregelt? 
 

3. Liegen zurzeit Planungen für Erhaltungs-, Sanierungs- oder Erweiterungsmaßnahmen 
an Kasseler Friedhofskapellen vor? 

 
4. Wenn ja, welche Mittel in jeweils welcher Höhe sind dafür notwendig? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dr. Maik F. Behschad 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.17.34  Kassel, 6. Mai 2011 
 
 
 
Nebenbeschäftigungen der Magistratsmitglieder 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche Nebenbeschäftigungen haben die hauptamtlichen Magistratsmitglieder in den 
letzten 3 Jahren ausgeübt? 

 
2. Welche Einnahmen wurden dabei jeweils im Einzelnen erzielt? 

 
3. Wie viel der entsprechenden Nebeneinkünfte wurde jeweils an die Stadt abgeführt? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dr. Maik F. Behschad 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 
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